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Allgemeine Einkaufsbedingungen 
der Firma purpapier GmbH 

 
 

§ 1 Allgemeines, Geltungsbereich 
 
(1) Alle Lieferungen, Leistungen und Angebote unserer Lieferanten erfolgen ausschließlich aufgrund 
dieser Allgemeinen Lieferbedingungen. Diese sind Bestandteil aller Verträge, die wir mit unseren 
Lieferanten über die von ihnen angebotenen Lieferungen oder Leistungen schließen. Sie gelten 
auch für alle zukünftigen Lieferungen, Leistungen oder Angebote an den Auftraggeber, selbst wenn 
sie nicht nochmals gesondert vereinbart werden. 
(2) Geschäftsbedingungen unserer Lieferanten oder Dritter finden keine Anwendung, auch wenn wir 
ihrer Geltung im Einzelfall nicht gesondert widersprechen. Selbst wenn wir auf ein Schreiben Bezug 
nehmen, das Geschäftsbedingungen des Lieferanten oder eines Dritten enthält oder auf solche 
verweist, liegt darin kein Einverständnis mit der Geltung jener Geschäftsbedingungen. 
 
 

§ 2 Vertragsschluss 
 
(1) Der Liefervertrag sowie etwaige Änderungen, Nebenabreden, Erklärungen zu seiner Beendigung 
und sonstige Erklärungen und Mitteilungen bedürfen der Textform, soweit in diesen Bedingungen 
nichts anderes vereinbart ist. 
(2) Nimmt der Lieferant eine Bestellung nicht innerhalb von zwei Wochen seit Zugang an, so sind 
wir jederzeit zum Widerruf berechtigt. 
(3) Haben wir den Lieferanten über den Verwendungszweck der bestellten Lieferung informiert oder 
ist der Verwendungszweck für den Lieferanten erkennbar, so ist der Lieferant verpflichtet, uns 
unverzüglich darüber zu informieren, falls die Lieferung nicht geeignet ist, diesen 
Verwendungszweck zu erfüllen und dies für den Lieferanten erkennbar ist. 
(4) Vergütungen für Aufwendungen in der Angebots- und Verhandlungsphase, insbesondere für 
Besuche, Ausarbeitungen für Angebote und Projekte, Kostenvoranschläge oder Zeichnungen, 
werden von uns nur gewährt, wenn dies zuvor schriftlich vereinbart ist. Ansonsten sind wir an die 
Vorleistung des Lieferanten nicht gebunden, insbesondere nicht verpflichtet, dem Lieferanten den 
Auftrag zu erteilen. 
 
 

§ 3 Preise und Zahlungsbedingungen 
 
(1) Die vereinbarten Preise sind Festpreise. Mangels abweichender schriftlicher Vereinbarung 
schließt der Preis Lieferung und Transport an die im Vertrag genannte Versandanschrift 
einschließlich Verpackung ein. Soweit nach der getroffenen Vereinbarung der Preis die Verpackung 
nicht einschließt und die Vergütung für die - nicht nur leihweise zur Verfügung gestellte - Verpackung 
nicht ausdrücklich bestimmt ist, ist diese zum nachweisbaren Selbstkostenpreis zu berechnen. Auf 
unser Verlangen hat der Lieferant die Verpackung auf seine Kosten zurückzunehmen. 
(2) Falls nichts anderes vereinbart ist, erfolgt die Zahlung innerhalb von 30 Tagen ohne Abzug. Die 
Frist beginnt mit Erhalt der vertragsgemäßen Leistung und einer ordnungsgemäßen und 
nachprüfbaren Rechnung. Bei Annahme verfrühter Lieferungen beginnt die Frist jedoch frühestens 
mit dem vereinbarten Liefertermin. 
(3) Der Lieferant ist nicht berechtigt, Forderungen, die ihm gegen uns zustehen, abzutreten oder 
durch Dritte einziehen zu lassen. Die Regelung des § 354a HGB bleibt davon unberührt. 
(4) Der Lieferant ist zur Aufrechnung gegen unsere Ansprüche oder zur Geltendmachung eines 
Zurückbehaltungsrechts nur berechtigt, wenn und soweit seine Forderung unbestritten oder sein 
Gegenanspruch rechtskräftig ist. 
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(5) In sämtlichen Auftragsbestätigungen, Lieferpapieren und Rechnungen sind unsere 
Bestellnummer, unsere Artikelbezeichnung, Liefermenge und Lieferanschrift anzugeben. Sollten 
eine oder mehrere dieser Angaben fehlen und sich dadurch im Rahmen unseres normalen 
Geschäftsverkehrs die Bearbeitung durch uns verzögern, verlängern sich die unter § 3 (2) genannten 
Zahlungsfristen um den Zeitraum der Verzögerung. 
(6) Bei Zahlungsverzug schulden wir Verzugszinsen nach den gesetzlichen Vorschriften. 
 
 

§ 4 Lieferbedingungen 
 
(1) Die Lieferungen erfolgen DDP (Incoterms 2010) an den von uns bezeichneten Ort, soweit nicht 
etwas anderes bestimmt ist, einschließlich sämtlicher Nebenkosten wie beispielsweise Maut, 
Verpackungen, Versicherungen, Steuern und Zölle. Jede Sendung ist uns einen Tag vor Versednung 
anzuzeigen. Vereinbarte Termine und Fristen sind verbindlich. Der Lieferant hat uns eine erkennbare 
Verzögerung seiner Leistung unverzüglich unter Angabe der Gründe und der voraussichtlichen 
Dauer der Verzögerung schriftlich anzuzeigen. Auf von ihm nicht zu vertretende Ursachen einer 
Verzögerung kann sich der Lieferant nur dann berufen, wenn er der Anzeigepflicht nachgekommen 
ist. 
(2) Ergänzend zu DDP gilt die Erweiterung der Lieferantenpflichten für Fälle des § 5 (4). 
(3) Wird nach Vertragsschluss erkennbar, dass der Lieferanspruch wegen mangelnder 
Leistungsfähigkeit des Lieferanten gefährdet wird (z. B. Zwangsvollstreckung gegen den Lieferanten, 
Insolvenz), sind wir berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Der Lieferant ist verpflichtet, uns 
Gefährdungen unseres Lieferanspruchs unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Der Lieferant haftet für 
alle Schäden, die aus einer verspäteten oder unterlassenen Mitteilung resultieren. 
 
 

§ 5 Lieferzeit und Lieferung, Gefahrübergang 
 

(1) Lässt sich der Tag, an dem die Lieferung spätestens zu erfolgen hat, aufgrund des Vertrages 
bestimmen, so kommt der Lieferant mit Ablauf dieses Tages in Verzug, ohne dass es hierfür eine 
Mahnung unsererseits bedarf. 
(2) Im Falle des Lieferverzugs stehen uns uneingeschränkt die gesetzlichen Ansprüche zu, 
einschließlich des Rücktrittsrechts und des Anspruchs auf Schadensersatz statt der Leistung nach 
fruchtlosem Ablauf einer angemessenen Nachfrist. 
(3) Die Gefahr geht, auch wenn Versendung vereinbart worden ist, erst auf uns über, wenn uns die 
Ware an dem vereinbarten Bestimmungsort übergeben wird. 

 
 

§ 6 Durchführung von Arbeiten 
 

Das Betreten unseres Werks-/Betriebsgeländes ist einen Tag vorher anzumelden. Personen, die 
zur Erfüllung von Aufträgen auf unserem Werks-/Betriebsgelände Arbeiten ausführen, haben die	
Bestimmungen	unserer	jeweils	gültigen	Werksvorschriften	für	Fremdfirmen	einzuhalten. Die besonderen 
gesetzlichen, behördlichen und betrieblichen Vorschriften und Anordnungen sind ebenso einzuhal-
ten. Den Anweisungen unseres Fachpersonals ist zu folgen. Die Haftung für Unfälle, die den Mitar-
beitern des Lieferanten auf unserem Werksgelände zustoßen, ist ausgeschlossen, soweit diese 
nicht durch vorsätzliche oder grob fahrlässige Pflichtverletzungen unserer gesetzlichen Vertreter 
oder Erfüllungsgehilfen verursacht wurden.	
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§ 7 Eigentumssicherung, Urheberrechte 
 
(1) An von uns abgegebenen Bestellungen, Aufträgen sowie dem Lieferanten zur Verfügung 
gestellten Zeichnungen, Abbildungen, Berechnungen, Beschreibungen und anderen Unterlagen 
behalten wir uns das Eigentum oder Urheberrecht vor. Der Lieferant darf sie ohne unsere 
ausdrückliche Zustimmung weder Dritten zugänglich machen, noch sie bekannt geben, selbst oder 
durch Dritte nutzen oder vervielfältigen. Er hat diese Unterlagen und eventuelle Kopien auf unser 
Verlangen vollständig an uns zurückzugeben, wenn sie von ihm im ordnungsgemäßen 
Geschäftsgang nicht mehr benötigt werden oder wenn Verhandlungen nicht zum Abschluss eines 
Vertrages führen. 
(2) Eigentumsvorbehalte des Lieferanten gelten nur, soweit sie sich auf unsere 
Zahlungsverpflichtung für die jeweiligen Produkte beziehen, an denen der Lieferant sich das 
Eigentum vorbehält. Insbesondere sind erweiterte oder verlängerte Eigentumsvorbehalte 
unzulässig.  
 

 
§ 8 Gewährleistung, Mängelrügen 

 
(1) Der Lieferant sichert zu, dass die Ware den jeweils anwendbaren nationalen und internationalen 
gesetzlichen Vorschriften, den einschlägigen Normen und technischen Spezifikationen/Regeln (z.B. 
DIN-, DIN EN-, VDE- Normen, TRGS, TRBS usw.), den VDI-Richtlinien,  den Spezifikationen der 
Berufsgenossenschaften, dem jeweils aktuellen Stand der Technik und unseren Auftragsvorgaben 
entspricht. Beabsichtigte technische oder sonstige Änderungen sind vor Durchführung mit uns 
abzustimmen. Ebenso haftet der Lieferant vollumfänglich für die bei uns oder Dritten entstehenden 
Schäden, die sich aus fehlerhaften oder ungenauen vom Lieferanten eingereichten Unterlagen, 
Material- oder Beschaffenheitsbeschreibungen oder sonstigen ungenauen oder fehlerhaften 
Angaben ergeben. 
(2) Eine Wareneingangskontrolle findet durch uns nur im Hinblick auf äußerlich erkennbare Schäden 
und von außen erkennbare Abweichungen in Identität und Menge statt. Solche Mängel werden wir 
unverzüglich rügen. Im Weiteren rügen wir Mängel, sobald sie nach den Gegebenheiten des 
ordnungsgemäßen Geschäftsablaufs festgestellt werden. Der Lieferant verzichtet insoweit auf den 
Einwand der verspäteten Mängelrüge. 
2. Ist der Liefergegenstand mangelhaft, so richten sich unsere Ansprüche nach den gesetzlichen 
Vorschriften, soweit sich aus den nach- stehenden Bestimmungen nichts anderes ergibt. Bei 
Gefährdung der Betriebssicherheit, bei Gefahr ungewöhnlich hoher Schäden oder zur 
Aufrechterhaltung unserer Lieferfähigkeit gegenüber unseren Abnehmern können wir nach 
Unterrichtung des Lieferanten die Nachbesserung selbst vornehmen oder von Dritten ausführen 
lassen. Hierdurch entstehende Kosten trägt der Lieferant. 
(3) Sofern sich der Lieferant bei der Leistungserbringung Dritter bedient, haftet er für diese wie für 
Erfüllungsgehilfen. 
(4) Soweit nicht gesetzlich eine längere Verjährungsfrist geregelt ist, haftet der Lieferant für Mängel, 
die innerhalb von 36 Monaten ab Eingang der Lieferung bei uns bzw. ab Abnahme (wenn eine solche 
gesetzlich oder vertraglich bestimmt ist) auftreten. Im Falle der Nacherfüllung verlängert sich die 
Frist um die Zeit, in der der Liefergegenstand nicht vertragsgemäß genutzt werden kann. Für die 
Nacherfüllung gelten dieselben Fristen. Die Verjährung von Ansprüchen wegen Mängeln tritt 
frühestens zwei Monate nach dem die Ansprüche des Endkunden erfüllt sind ein, endet jedoch 
spätestens 5 Jahre nach Lieferung an uns. 
(5) Der Lieferant hat uns bei Rechtsmängeln von eventuell bestehenden Ansprüchen Dritter 
freizustellen, es sei denn, er hat den Rechtsmangel nicht zu vertreten. Der Lieferant hat uns von 
Ansprüchen Dritter aufgrund Produkthaftung freizustellen, wenn und soweit der Schaden durch 
einen Fehler des vom Lieferanten gelieferten Liefergegenstandes verursacht wurde. Der 
Freistellungsanspruch gilt insoweit, wie der Lieferant selbst unmittelbar haften würde. Im Fall 
verschuldensabhängiger Haftung gilt die Pflicht zur Freistellung nur dann, wenn den Lieferanten ein 
Verschulden trifft. 
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§ 9 Produkthaftung 
 
Der Lieferant ist für alle von Dritten wegen Personen- oder Sachschäden geltend gemachten 
Ansprüche verantwortlich, die auf ein von ihm geliefertes fehlerhaftes Produkt zurückzuführen sind, 
und ist verpflichtet, uns von der hieraus resultierenden Haftung freizustellen. Sind wir verpflichtet, 
wegen eines Fehlers eines vom Lieferanten gelieferten Produktes eine Rückrufaktion gegenüber 
Dritten durchzuführen, trägt der Lieferant sämtliche mit der Rückrufaktion verbundenen Kosten. 
 
 

§ 10 Höhere Gewalt / Längerfristige Lieferverhinderungen 
 

(1) Naturkatastrophen, Unruhen, behördliche Maßnahmen und sonstige unvorhersehbare und 
unabwendbare Ereignisse befreien den Lieferanten und uns für die Dauer der Störung und im 
Umfang ihrer Wirkung von den Leistungspflichten. Der Betroffene hat unverzüglich den anderen 
Vertragspartner umfassend zu informieren und im Rahmen des Zumutbaren alles zu unternehmen, 
um die Auswirkung derartiger Ereignisse zu begrenzen. Der Betroffene hat den anderen 
Vertragspartner unverzüglich über das Ende der Störung zu informieren. 
(2) Im Falle einer längerfristigen Lieferverhinderung, der Zahlungseinstellung oder der Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens, der Ablehnung der Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse 
oder der Einleitung eines vergleichbaren Verfahrens über einen der Vertragspartner ist der andere 
Vertragspartner berechtigt, vom Vertrag bezüglich des noch nicht erfüllten Teils zurückzutreten. 
 
 

§ 11 Erfüllungsort 
 
Erfüllungsort ist der von uns angegebene Bestimmungsort. 
 
 

§ 12 Geheimhaltung 
 
Der Lieferant und wir werden die jeweils von der anderen Partei erhaltenen Informationen geheim 
halten. Dies gilt auch nach Beendigung des Liefervertrages. Diese Verpflichtung gilt nicht für 
Informationen, die der empfangenden Partei bei Empfang bereits berechtigterweise ohne 
Verpflichtung zur Geheimhaltung bekannt waren oder danach berechtigterweise ohne Verpflichtung 
zur Geheimhaltung bekannt werden oder die – ohne Vertragsverletzung durch eine der Parteien – 
allgemein bekannt sind oder werden. 
Jede Partei behält sich das Eigentum und etwaige Rechte an den von ihr zur Verfügung gestellten 
Unterlagen oder Datenträgern vor. Vervielfältigungen und Weitergabe derartiger Unterlagen oder 
Datenträger sind nur mit Zustimmung der überlassenden Partei zulässig. 
 
 

§ 13 Anwendbares Recht, Gerichtsstand 
 
(1) Für diese Leistungsbedingungen und die gesamten Rechtsbeziehungen zwischen uns und dem 
Lieferanten gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland, unter Ausschluss des Kollisionsrechts. 
Die Anwendbarkeit des einheitlichen UN-Kaufrechts (CISG) ist ausdrücklich ausgeschlossen. 
(2) Soweit der Lieferant Vollkaufmann im Sinne des HGB, juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist, ist vorbehaltlich eines abweichenden 
ausschließlichen Gerichtsstandes das Amtsgericht/Landgericht am Hauptsitz der Purpapier GmbH 
ausschließlicher Gerichtsstand für alle sich unmittelbar oder mittelbar aus dem Vertragsverhältnis 
ergebenden Streitigkeiten. Wir sind jedoch berechtigt, auch am allgemeinen Gerichtsstand des 
Lieferanten Klage zu erheben. 
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§ 14 Schlussbestimmungen 
 
(1) Sollte eine Bestimmung dieser AGB unwirksam sein oder werden, so wird dadurch die Gültigkeit 
der sonstigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vertragsparteien sind in einem solchen Fall 
verpflichtet, eine unwirksame Bedingung durch eine wirksame zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen 
Zweck der unwirksamen am nächsten kommt. 
(2) Das gleiche gilt für den Fall, dass diese Bedingungen eine Regelungslücke enthalten. Anstelle 
der Lücke soll eine angemessene Regelung gelten, die, soweit rechtlich möglich, dem an nächsten 
kommt, was die Vertragspartner gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt 
hätten, sofern sie bei Abschluss des Vertrages oder bei späterer Aufnahme einer Bestimmung den 
Punkt bedacht hätten. 
 
 


